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Preußiſche Geſetzſammlung 


1932 | Ausgegeben zu Berlin, den 2. Februar 1932 | Nr. 7 


(Nr. 13691.) Bekanntmachung der Neufaſſung des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht⸗ 
richterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruhe⸗ 
ſtand. Vom 27. Januar 1932. 


Auf Grund des Artikels IV S 16 des Geſetzes zur Umgeſtaltung des Dienſtſtrafrechts der nicht⸗ 
richterlichen Beamten vom 11. Januar 1932 (Geſetzſamml. S. 9) wird unter der Bezeichnung 
„Beamtendienſtſtrafordnung“ der Wortlaut des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen 
der nichtrichterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, 
vom 21. Juli 1852 in der vom 1. April 1932 ab geltenden Faſſung nachſtehend bekanntgemacht. 


Berlin, den 27. Januar 1932. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


0 pi 16 353 
| m! 
Beamtendienſtſtrafordnung. 
Vom 27. Januar 1932. 


§ 1. 
Das Geſetz gilt, ſoweit es nichts anderes beſtimmt, für alle unmittelbaren und mittelbaren 
Staatsbeamten, die nicht dem Dienſtſtrafrechte der Richter unterliegen. 


Erſter Abſchnitt. 
Dienſtvergehen und Dienſtſtrafen. 
§ 2. 

() Ein Beamter, der 

1. die Pflichten verletzt, die ihm ſein Amt auferlegt, oder 

2. ſich durch ſein Verhalten in oder außer dem Amte der Achtung, des Anſehens oder des 

Vertrauens, die ſein Beruf erfordert, unwürdig zeigt, 

hat nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes wegen Dienſtvergehens die Dienſtbeſtrafung verwirkt. 

(2) Die ihm durch ſein Amt auferlegten Pflichten im Sinne des Abſ. 1 Vr. 1 verletzt ins⸗ 
beſondere auch ein Beamter, der Beſtrebungen, die auf Wiederherſtellung der Monarchie oder gegen 
den Beſtand der Republik gerichtet ſind, im Amte, durch Mißbrauch ſeiner amtlichen Stellung 


oder gehäſſig oder aufreizend in der Offentlichkeit fördert oder ſolche Beſtrebungen durch Ver— 
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leumdung, Beſchimpfung oder Verächtlichmachung der Republik, des Reichspräſidenten oder von Mit⸗ 
gliedern der im Amte befindlichen Uder einer früheren republikaniſch⸗parlamentariſchen Regierung 
des Reichs oder eines Landes unterftüßt. 


§ 3. 
(J) Im Laufe einer ſtrafgerichtlichen Unterſuchung darf gegen den Angeſchuldigten ein Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren wegen derſelben Tatſachen nicht eingeleitet werden. 
(2) Wird im Laufe eines Dienſtſtrafverfahrens gegen den Angeſchuldigten wegen derſelben 
Tatſachen eine ſtrafgerichtliche Unterſuchung eröffnet, ſo muß das Dienſtſtrafverfahren bis zur 
Beendigung des ſtrafgerichtlichen Verfahrens ausgeſetzt werden. 


§ 4. 

(1) Wird der Beamte im Strafverfahren freigeſprochen, jo kann wegen der Tatſachen, die 
den Gegenſtand der ſtrafgerichtlichen Unterſuchung gebildet haben, ein Dienſtſtrafverfahren nur 
noch inſofern ſtattfinden, als dieſe Tatſachen an ſich ohne Beziehung zum geſetzlichen Tatbeſtand 
einer ſtrafbaren Handlung ein Dienſtvergehen enthalten. 

(2) Hat das ſtrafgerichtliche Urteil den Verluſt des Amtes nicht zur Folge gehabt, ſo entſcheidet 
die Einleitungsbehörde darüber, ob ein Dienſtſtrafverfahren eingeleitet oder fortgeführt werden ſoll. 

(3) Für das Dienſtſtrafverfahren ſind die tatſächlichen Feſtſtellungen des ſtrafgerichtlichen 
Urteils nicht bindend; ſie können aber der Entſcheidung im Dienſtſtrafverfahren ohne erneute Nach⸗ 
prüfung zugrunde gelegt werden. 


§ 5. 

() Ein Beamter, der ohne Urlaub ſeinem Amte fernbleibt oder den Urlaub überſchreitet, 
verliert, wenn nicht beſondere Entſchuldigungsgründe vorliegen, für die Zeit der unerlaubten 
Entfernung ſein Dienſteinkommen. 

(2) Die Entziehung des Dienſteinkommens verfügt die Behörde, die den Urlaub zu erteilen 

hat. Widerſpricht der Beamte, ſo iſt im förmlichen Dienſtſtrafverfahren zu entſcheiden. 


1 N e 
(1) Dattexf die unerlaubte Entfernung länger als acht Wochen, fo hat der Beamte die Dienft- 
entlaſſung verwirkt; iſt der Beamte jedoch aufgefordert worden, fein Amt anzutreten oder in fein 
Amt zurückzukehren, ſo hat er die Dienſtentlaſſung bereits nach fruchtloſem Ablaufe von vier 
Wochen verwirkt. 
(2) Die Dienſtentlaſſung kann nur im förmlichen Dienſtſtrafverfahren ausgeſprochen werden. 
Sie iſt nicht zu verhängen, wenn der Beamte ohne ſeine Schuld dem Dienſte ferngeblieben iſt. 


§ 7. 
Wenn beſonders erſchwerende Umſtände es rechtfertigen, kann wegen unerlaubter Entfernung 
vom Amte auch vor Ablauf der Friſten ($ 6 Abſ. 1) das förmliche Dienſtſtrafverfahren eingeleitet und 
Dienſtentlaſſung verhängt werden. 


§ 8. 
Alle in dieſem Geſetze vorgeſehenen Aufforderungen, Mitteilungen, Ladungen und Zuſtellungen 
werden ausgeführt } 
1. durch eingeſchriebenen Brief gegen Rückſchein oder 
2. durch perſönliche Übergabe an den Empfänger gegen Empfangsſchein oder, wenn er die 
Annahme verweigert, durch Anfertigung einer Niederſchrift darüber oder 
3. nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über Zuſtellung von Amts wegen oder 
4. an Behörden oder Beamte der Staatsanwaltſchaft auch durch Vorlegung der Akten mit 


den Urſchriften der zuzuſtellenden Schriftſtücke. Der Empfänger hat den Tag der Vor⸗ 
legung in den Akten zu vermerken. 


Preuß. Geſetzſammlung 1932. Nr. 7, ausgegeben am 2. 2. 32. 61 


89. 
(1) Dienſtſtrafen find: 
Ordnungsſtrafen; 
Gehaltskürzung; 
Dienſtentlaſſung. 


(2) Jede Dienſtſtrafe kann nur für ſich allein verhängt werden. 


§ 10. 
Ordnungsſtrafen ſind: 
Warnung; 
Verweis; 
Geldbuße. 5 
8 


(1) Die Gehaltskürzung beſteht in der bruchteilmäßigen Verminderung des jeweiligen Dienſt⸗ 
einkommens um höchſtens ein Fünftel und auf höchſtens fünf Jahre; Höhe und Dauer der Ver⸗ 
minderung ſind im Urteil feſtzuſetzen. 

(2) Tritt der Verurteilte während der Dauer der Gehaltskürzung in den Ruheſtand, ſo wird 
das Ruhegehalt vom ungekürzten Dienſteinkommen berechnet, jedoch während der Dauer der 
Gehaltskürzung in demſelben Verhältniſſe gekürzt wie das Dienſteinkommen. 

(3) Stirbt der Verurteilte während der Dauer der Gehaltskürzung, ſo ſind der Berechnung 
des Witwen- und Waiſengeldes das ungekürzte Dienſteinkommen und das ungekürzte Ruhegehalt 
zugrunde zu legen. 

§ 12. 

(1) Der zur Dienſtentlaſſung Verurteilte verliert den Anſpruch auf Dienſtbezüge, Ruhegehalt, 
Hinterbliebenenverſorgung, Amtsbezeichnung, Titel, Dienſtkleidung und Dienſtabzeichen. 

(2) Iſt gegen einen Beamten zur Zeit ſeines Eintritts in den Ruheſtand ein förmliches 

u des Ruhegehalts, der 
Hinterbliebenenverſorgung, der Amtsbezeichnung, der Titel, der DienjtNeidung und der Dienſt⸗ 574 9 


§ 13. Jar W.. 
(1) Wenn beſondere Umſtände eine mildere Beurteilung zulaſſen, kann das Urteil, eg, Diegſt⸗ fi u 
wobei dem Verurteilten auf Zeit oder lebenslang als Unterjtügung einen Teil des Ruhegehalts 471. 
bewilligen, das er im Zeitpunkt der Dienſtentlaſſung erdient hätte. Die Unterſtützung iſt nach 
Hundertteilen des Ruhegehalts feſtzuſetzen. 
(2) Das Urteil kann beſtimmen, daß die Unterſtützung ſtatt dem Verurteilten ſeiner Ehefrau 
oder ſeinen Kindern ganz oder teilweiſe gezahlt wird. Dies kann nachträglich auch der Fach— 
miniſter beſtimmen. 
§ 14. 
(1) Art und Höhe der Dienſtſtrafe (SS 9 bis 13) richten ſich nach den Verfehlungen und der 
geſamten Führung des Beamten; die SS 5 und 6 bleiben unberührt. 
(2) Macht ſich ein Beamter eines Dienſtvergehens im Sinne des § 2 Abi. 2 im Rückfall 
ſchuldig, fo iſt auf Dienſtentlaſſung oder Gehaltskürzung zu erkennen. 


anhängig iſt, ruht die Verjährung. Die Verjährung\ruht ferner, ſolange ein Beamter aus dem 
Staatsdienſte beurlaubt iſt. 

(2) Verſtößt die Verfehlung auch gegen ein Sſrafgeſetz, jo verjährt die Verfolgung des 
Dienſtvergehens nicht früher als die der Straftat. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Dienſtſtraſverfahren. 
§ 16. 
Jeder Dienſtvorgeſetzte ift zu Warnungen und Verweiſen gegen ſeine Untergebenen befugt. 


§ 17. 

() Geldbußen können verhängen: 

1. die Fachminiſter gegen alle ihnen unmittelbar oder mittelbar untergebenen Beamten bis 
zur Höhe des einmonatigen Dienſteinkommens, gegen unbeſoldete Beamte nur bis zur 
Höhe von neunzig Reichsmark; 

2. die Leiter der Provinzialbehörden, gegen die bei dieſen Behörden angeſtellten unteren 
Beamten ſowie die Provinzialbehörden gegen die ihnen untergeordneten Beamten bis 
zur Höhe von neunzig Reichsmark, gegen beſoldete Beamte jedoch nicht über die Höhe 
des einmonatigen Dienſteinkommens hinaus; 

3. die Leiter der unter den Provinzialbehörden ſtehenden Behörden, auch die Landräte, 
gegen die ihnen ſelbſt untergebenen Beamten ſowie gegen die Beamten der ihnen unter⸗ 
geordneten Behörden bis zur Höhe von neun Reichsmark; 

4. andere Vorgeſetzte der unteren Beamten nur, ſoweit ſie durch ein Geſetz oder eine geſetz⸗ 
lich begründete Anordnung hierzu beſonders ermächtigt ſind. 

(2) Wer unterer Beamter (Abſ. 1) iſt, beſtimmt das Staatsminiſterium. 


§ 18. 

() Ordnungsſtrafen werden durch einen ſchriftlichen, mit Gründen verſehenen Beſcheid 
verhängt. Er iſt dem Angeſchuldigten zuzuſtellen. Der Beſcheid darf erſt ergehen, nachdem der 
Angeſchuldigte über die ihm zur Laſt gelegte Verfehlung und über das Ergebnis etwa angeſtellter 
Ermittlungen gehört worden iſt. Über eine mündliche Vernehmung iſt eine Niederſchrift 
aufzunehmen. ö 


N (2) Gegen den Beſcheid iſt die Beſchwerde im Dienſtaufſichtsweg binnen je einem Monat 

5 nach der Zuſtellung zuläſſig. Hat der Miniſter die Ordnungsſtrafe im erſten Rechtszug verhängt, 
\ MA fo kann der Angeſchuldigte binnen einem Monat nach der Zuſtellung die Entſcheidung des Dienſt⸗ 
a oA ſtrafhofs⸗beantragen; dieſer entſcheidet durch Beſchluß. g gikt entfprechend. 


§ 19. 

(1) Der Dienſtvorgeſetzte kann die von ihm verhängte Ordnungsſtrafe jederzeit aufheben 
und anders in der Sache entſcheiden. Eine ſchwerere Strafe kann nur die ihm vorgeſetzte Behörde 
verhängen. 

(2) Der Fachminiſter, der die Ordnungsſtrafe im erſten Rechtszug verhängt hat, kann die 
Strafe aufheben, ermäßigen oder das förmliche Dienſtſtrafverfahren einleiten. 

(3) 8 18 Abſ. 2 gilt entſprechend. 


* 
> 


S 20. 
(1 Der Angeſchuldigte kann ſich in jeder Lage des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens des Bei⸗ 
ſtandes eines Verteidigers bedienen. f 
(2) Zu Verteidigern können gewählt werden die bei einem deutſchen Gerichte zugelaſſenen 
Rechtsanwälte, Verwaltungsrechtsräte, Rechtslehrer an deutſchen Hochſchulen, Vertreter-von-Be⸗ 
iſati ſowie Beamte. 
(3) Andere Perſonen können von der Dienſtſtrafbehörde als Verteidiger zugelaſſen werden. 


§ 21. . N 
(1) Dem Angeſchuldigten und ſeinem Verteidiger ſind, ſobald die Anſchuldigungsſchrift zu⸗ 
geſtellt iſt, auf Verlangen jederzeit die Akten zur Einſicht vorzulegen. Vorher ſoll ihnen die Ein⸗ 
ſicht gewährt werden, wenn nicht hierdurch der Unterſuchungszweck gefährdet wird. 
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(2) Im nichtförmlichen Dienſtſtrafverfahren find vor der Verhängung einer Strafe dem An⸗ 
geſchuldigten auf Verlangen die Akten zur Einſicht vorzulegen. 


„e e ee lese 

Gehaltskürzung und Dienſtentlaſſungykönnen als Dienſtſtrafen nur im förmlichen Dienſt⸗ 
ſtrafverfahren verhängt werden. Dieſes beſteht in der ſchriftlichen Vorunterſuchung durch einen 
Unterſuchungsführer und in einer mündlichen Verhandlung vor der Dienſtſtrafkammer. 


8 23. eee 
(1) Das förmliche Dienſtſtrafverfahren wird eingeleitet: 


a) von dem Fachminiſter gegen die von ihm oder vom Staatsminiſterium ernannten Be- . 


amten. Bei Gefahr im Verzuge kann auch der Leiter der dem Angeſchuldigten vorgeſetzten 
Provinzialbehörde das Dienſtſtrafverfahren einleiten; er muß aber unverzüglich die Ge- 
nehmigung des Miniſters einholen und, wenn dieſe verſagt wird, das Verfahren einſtellen; 


b) von dem Leiter der Provinzialbehörde (Regierung, Verbandspräſidium des Siedlungs⸗ Jr 


verbandes Ruhrkohlenbezirk, Oberpräſidium, Provinzialſchulkollegium, Landeskulturamt, 
Oberbergamt, Polizeipräſidium in Berlin, Oberlandesgericht, Staatsanwaltſchaft bei dem 
Oberlandesgerichte, Strafvollzugsamt) gegen die übrigen feiner Dienftaufficht unterſtellten 
Beamten. Auch der Fachminiſter kann das Dienſtſtrafverfahren einleiten. 

(2) Gegen die Beamten der unmittelbar unter den Miniſtern ſtehenden Behörden, Anſtalten 
und Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, für die keine Provinzialbehörde beſteht, leitet der Fach⸗ 
miniſter das förmliche Dienſtſtrafverfahren ein; er kann dieſes Recht für alle oder einzelne Be⸗ 
amtengruppen auf den Leiter der Behörde, Anſtalt oder Körperſchaft oder auf den Leiter einer 
Provinzialbehörde übertragen. 

§ 24. 

(1) Für einzelne Gruppen der im § 23 Abſ. 1 Buchſtabe a genannten Beamten kann das 
Staatsminiſterium die Befugniſſe der Einleitungsbehörde dem Leiter der Provinzialbehörde 
übertragen. 

(2) Der Fachminiſter beſtimmt, wer im Dienſtſtrafverfahren gegen die nicht unter § 23 
fallenden Beamten die Befugniſſe der Einleitungsbehörde ausübt. 


§ 25. 

Der Beamte kann die Einleitung des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens gegen ſich ſelbſt be⸗ 
antragen, um ſich von dem Verdacht einer Dienſtverfehlung zu reinigen. Lehnt die Einleitungs⸗ 
behörde die Einleitung ab, ſo hat ſie ihm bekanntzugeben, daß ein Grund für die Einleitung nicht 
vorliegt. Auf ſeinen Antrag iſt die Entſcheidung zu begründen. 


§ 26. 
() Auf Antrag der Einleitungsbehörde und im Benehmen mit ihr beſtellt der Vorſitzende 
der Dienſtſtrafkammer einen Unterſuchungsführer und teilt dem Angeſchuldigten die Beſtellung mit. 
() Der Unterſuchungsführer iſt in der Durchführung der Unterſuchung unabhängig und, 
ſoweit das Geſetz nichts anderes beſtimmt, an Weiſungen ſeiner vorgeſetzten Behörde nicht gebunden. 
Für ihn gelten die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über die Ausſchließung und die Ablehnung 
des Unterſuchungsrichters entſprechend; über die Ablehnung entſcheidet die Dienſtſtrafkammer end⸗ 
gültig durch Beſchluß. 
§ 27. 
( Dienſtſtrafgerichte find die Dienſtſtrafkammern und der⸗Dienſtſtrafhof. 1 
2) Die Dienſtſtrafgerichte find unabhängig und nur dem Geſetz unterworfen. 


8 28. 


Die Dienſtſtrafkammern werden für den Umfang eines Regierungsbezirkes bei den Regierungen 
errichtet, für Berlin bei dem Oberpräſidium. Das Staatsminifterium kann für mehrere Regierungs⸗ 


25 


— 


pw. 
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bezirke eine gemeinſame Dienſtſtrafkammer errichten. Bei den Dienſtſtrafkammern kann das Staats⸗ 
miniſterium mehrere Abteilungen bilden. 
§ 29. 

(1) Zuſtändig iſt die Dienſtſtrafkammer, in deren Bezirke der Angeſchuldigte bei Einleitung 
des Dienſtſtraſverfahrens feinen dienſtlichen Wohnſitz hat. Befindet ſich der dienſtliche Wohnſitz 
außerhalb Preußens, ſo iſt die Dienſtſtrafkammer zuſtändig, in deren Bezirke die dem Angeſchuldigten 
nächſtvorgeſetzte Behörde in Preußen ihren Sitz hat. 

(2) Für Warteſtandsb i je Stelle des dienſtlichen Wohnſitzes der Wohnſitz. 
(9 Duty . e 
§ 30. 

() Jede Dienſtſtrafkammer beſteht aus einem Vorſitzenden, ſeinen Stellvertretern, richter⸗ 
lichen Beiſitzern und Beiſitzern aus der Beamtenſchaft (Beamtenbeiſitzer). 

(2) Wr Stautstliniſterpidt ernennt die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer auf die Dauer 
von fünf Jahren; der Vorſitzende, ſeine Stellvertreter und die richterlichen Beiſitzer müſſen berufs⸗ 
richterliche Beamte der ordentlichen Gerichtsbarkeit oder der Verwaltungsgerichtsbarkeit ſein und 
in ihrem Amte richterliche Unabhängigkeit und Unabſetzbarkeit beſitzen. Wird während der Amts⸗ 
zeit die Ernennung neuer Mitglieder erforderlich, ſo werden dieſe für den Reſt der Amtszeit ernannt. 


§ 31. 

(1) Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet in der Beſetzung mit einem Vorſitzenden, einem richter⸗ 
lichen Beiſitzer und drei Beiſitzern aus der Beamtenſchaft; von dieſen muß je einer Beamter des 
höheren, mittleren und unteren Dienſtes ſein. 8 

(2) Die Reihenfolge, in der die Beiſitzer zur Teilnahme an den Sitzungen berufen werden, 
wird vor Beginn jedes Kalenderjahrs durch Beſchluß des Vorſitzenden und der beiden der Geburt 
nach älteften Beiſitzer der Dienſtſtrafkammer beſtimmt. 


§ 32. 
Die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer üben ihre Tätigkeit in richterlicher Unabhängigkeit aus. 


§ 33. 


Die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer find bei ihrer Ernennung auf die Pflicht zur gewiſſen⸗ | 


haften Ausübung ihres Amtes nach Maßgabe des von ihnen allgemein geleiſteten Beamteneids 
hinzuweiſen. 
§ 34. 
() Entziehen ſich Beiſitzer ohne genügende Entſchuldigung ihren Pflichten, ſo kann der Vor⸗ 

ſitzende der Dienſtſtrafklammer fie zum Erſatz der verurſachten Auslagen verpflichten. 

) Bei nachträglicher Entſchuldigung kann der Beſchluß ganz oder teilweiſe aufgehoben 
werden. Gegen den Beſchluß iſt Beſchwerde an die Dienſtſtrafkammer zuläſſig. Der Beiſitzer, 
dem die Säumnis zur Laſt gelegt wird, darf bei dieſer Entſcheidung nicht mitwirken. 


§ 35. 
Wird gegen ein Mitglied einer Dienſtſtrafkammer ein förmliches Dienſtſtrafverfahren oder 
wegen eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens eine ſtrafgerichtliche Unterſuchung eingeleitet, 
ſo kann es während dieſes Verfahrens ſein Amt nicht ausüben. 


§ 36. 


Die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer erhalten für notwendige Reiſen Reiſekoſten nach Maß⸗ 
gabe der für die Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen nach Stufe III. 


| § 37. 
Hört ein richterliches Mitglied auf, Berufsrichter zu fein, oder endet bei einem nichtrichterlichen 
Mitgliede fein Beamtenverhältnis, jo erliſcht jein Amt als Mitglied der Dienſtſtrafkrammer. Durch 
die Verſetzung eines Mitglieds erliſcht ſein Amt nicht. 
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§ 38. 

Streitigkeiten über die Zuständigkeit der Dienſtſtrafkammern werden vom Dienſtſtrafhof 

entſchieden. 
§ 39. 

(1) Der Dienſtſtrafhof hat ſeinen Sitz in Berlin. Er beſteht aus einem Präſidenten, ſeinen qua. 5 
Stellvertretern, richterlichen Beiſitzern und Beiſitzern aus der Beamtenſchaft. Beim Dienſtſtrafhof 
können durch Beſchluß des Staatsminiſteriums mehrere Senate gebildet werden. 

(2) Der Dienſtſtrafhof entſcheidet in der Beſetzung mit einem Vorſitzenden, drei richterlichen 
Beiſitzern und drei Beiſitzern aus der Beamtenſchaft; von dieſen muß je einer Beamter des höheren, 
mittleren und unteren Dienſtes ſein. 

(3) Im übrigen gelten die SS 30 bis 37 entſprechend. 


§ 40. 

(J) In der Vorunterſuchung wird der Angeſchuldigte unter Mitteilung der Anſchuldigungs⸗ 
punkte vorgeladen und, wenn er erſcheint, gehört; es werden die Zeugen vernommen und die 
ſonſtigen ſachdienlichen Beweiſe erhoben. 

(2) Der Angeſchuldigte, ſein Verteidiger und der Beamte der Staatsanwaltſchaft ſind be⸗ 
rechtigt, den Beweiserhebungen beizuwohnen. Sie ſind zu allen Beweiserhebungen, abgeſehen von 
Beſchlagnahmen und Durchſuchungen, zu laden. Der Unterſuchungsführer kann den Angeſchul⸗ 
digten von der Anweſenheit bei der Verhandlung ausſchließen, wenn zu befürchten iſt, daß ein 
Zeuge in feiner Gegenwart nicht die Wahrheit jagen werde; der Angeſchuldigte ift jedoch, ſobald er 
wieder vorgelaſſen worden iſt, über den Inhalt der Verhandlung zu unterrichten. 

(3) Zeugen und Sachverſtändige ſind nur zu vereidigen, wenn es der Unterſuchungsführer 
mit Rückſicht auf die Bedeutung der Ausſage oder zur Herbeiführung einer wahrheitsgemäßen 
Ausſage für erforderlich hält; die Vereidigung findet nach der Vernehmung ſtatt. 

(4) Den Beamten der Staatsanwaltſchaft beſtellt die Einleitungsbehörde. 

(5) Bei der Vernehmung des Angeſchuldigten, der Zeugen und Sachverſtändigen und beim 
Augenſchein iſt ein vereidigter Schriftführer zuzuziehen. 


8 41. 

(1) Der Fachminiſter kann das Verfahren einſtellen, wenn er oder die Einleitungsbehörde _ 
dies nach dem Ergebniſſe der Vorunterſuchung für angebracht hält; er kann hierbei geeigneten⸗ G 7’ 
falls eine Ordnungsſtrafe verhängen. 


(2) Der Einſtellungsbeſchluß iſt zu begründen und dem Angeſchuldigten zuzuſtellen. 


§ 42. 

(1) Wird das Verfahren nicht eingeſtellt, jo fertigt der Beamte der Staatsanwaltſchaft die 
Anſchuldigungsſchrift an. Nach ihrem Eingange ſetzt der Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer den 
Termin zur mündlichen Verhandlung an, lädt hierzu den Angeſchuldigten und ſeinen Verteidiger 
und ſtellt ihnen gleichzeitig die Anſchuldigungsſchrift zu. 

(2) Der Vorſitzende lädt die Zeugen und Sachverſtändigen, deren Vernehmung er für er⸗ 
forderlich hält; ihre Namen ſind in der Ladung des Angeſchuldigten, ſeines Verteidigers und des 
Beamten der Staatsanwaltſchaft anzugeben. Ebenſo ordnet der Vorſitzende die Herbeiſchaffung 
anderer Beweismittel an, die er für erforderlich hält. Der Angeſchuldigte kann die Ladung weiterer 
Perſonen beantragen. Lehnt der Vorſitzende den Antrag ab, ſo kann der Angeſchuldigte dieſe 
Perſonen unmittelbar laden laſſen. 

§ 43. 

(1) Die mündliche Verhandlung iſt öffentlich. Die Offentlichkeit kann aus beſonderen Gründen ya 
auf Antrag des Beamten der Staatsanwaltſchaft oder, ſoweit dieſe nicht widerſpricht, auch von 
Amts wegen oder auf Antrag des Angeſchuldigten durch Beſchluß der Dienſtſtrafkammer für die 


DEREN 


— 
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ganze Dauer der Verhandlung oder zeitweilig ausgeſchloſſen werden. Der Widerſpruch des 
Beamten der Staatsanwaltſchaft bedarf keiner Begründung. Einem im Verlauf der Verhandlung 
geſtellten Antrage des Beamten der Staatsanwaltſchaft auf Wiederherſtellung der Offentlichkeit iſt 
ſtattzugeben. 


(2) Der Beſchluß, durch den die Öffentlichkeit ausgeſchloſſen wird, iſt öffentlich unter Angabe 


der Gründe zu verkünden. In der Niederſchrift (§ 48) iſt anzugeben, daß öffentlich verhandelt oder 


die Offentlichkeit ausgeſchloſſen iſt. 

(3) Im übrigen gelten § 173, § 174 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 ſowie § 175 des Deutſchen 

Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechend. 
§ 44. 

(1) In der mündlichen Verhandlung gibt zuerſt ein vom Vorſitzenden aus den Mitgliedern 
der Dienſtſtrafkammer ernannter Berichterſtatter eine Darſtellung der Sache, wie ſie aus den bis⸗ 
herigen Verhandlungen hervorgeht. 

(2) Der Angeſchuldigte wird vernommen. Die geladenen Zeugen und Sachverſtändigen 
werden gehört. § 40 Abſ. 3 gilt entſprechend. 

(3) Es wird darauf der Beamte der Staatsanwaltſchaft mit ſeinem Vor⸗ und Antrag und 
der Angeſchuldigte in ſeiner Verteidigung gehört. Dem Angeſchuldigten ſteht das letzte Wort zu. 


§ 45. 

Hält die Dienftftraffammer auf Antrag des Angeſchuldigten oder des Beamten der Staats⸗ 
anwaltſchaft oder auch von Amts wegen weitere Beweiserhebungen durch einen beauftragten oder 
erſuchten Richter oder mündlich vor der Dienſtſtrafkammer für erforderlich, ſo erläßt ſie die not⸗ 
wendigen Verfügungen. Sie kann hierzu die mündliche Verhandlung auf einen anderen Tag ver⸗ 
legen; dieſer iſt dem Angeſchuldigten bekanntzumachen. 


§ 46. 

Der Angeſchuldigte, der erſcheint, kann ſich des Beiſtandes eines Verteidigers bedienen. Der 
nicht erſcheinende Angeſchuldigte kann ſich durch einen Verteidiger vertreten laſſen. Der Vor⸗ 
ſitzende der Dienſtſtrafkammer kann jedoch jederzeit das perſönliche Erſcheinen des Angeſchuldigten 
mit der Warnung anordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein . zu ſeiner Vertretung nicht 


zugelaſſe en werde. 


8 47. 


(1) Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet nach ihrer freien, aus dem Inbegriffe der Verhand⸗ 
lungen geſchöpften Überzeugung. 


(2) Zu jeder dem Angeſchuldigten nachteiligen Entſcheidung, die die Schuldfrage oder die 


Bemeſſung der Strafe betrifft, iſt eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich. 


(3) Die Entſcheidung kann auch auf eine Ordnungsſtrafe lauten. 

(a4) Die Entſcheidung, die mit Gründen verſehen fein muß, wird in der Sitzung, in der die 
mündliche Verhandlung beendet wird, oder in einer der nächſten Sitzungen verkündet und eine Aus: 
fertigung dem Angeſchuldigten zugeſtellt. 

§ 48. 

Über die mündliche Verhandlung iſt eine Niederſchrift zu fertigen, die die Namen der An⸗ 
weſenden und den weſentlichen Gang der Verhandlungen enthalten muß. Die Niederſchrift wird 
von dem Vorſitzenden und dem Schriftführer unterzeichnet. 


8 49. 
Gegen die Entſcheidung der Dienſtſtrafkammer ſteht binnen einem Monat nach ihrer Zu⸗ 
ſtellung die Berufung an den Dienſtſtrafhof ſowohl dem Beamten der Staatsanwaltſchaft wie dem 
Angeſchuldigten offen. 
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§ 50. 

(J) Die Berufung tft bei der Dienſtſtrafkammer ſchriftlich oder zu Protokoll einzulegen. Der 
Angeſchuldigte kann ſie auch durch einen Bevollmächtigten einlegen. 

(2) Die Friſt wird gewahrt, wenn während ihres Laufes die Berufung beim Dienſtſtrafhof 
eingelegt wird. Er überſendet dann die Berufungsſchrift der Dienſtſtrafkammer zur weiteren Ver⸗ 
anlaſſung. a N 

§ 51. 
(00) Wer die Berufung rechtzeitig eingelegt hat, dem ſteht noch eine weitere Friſt von vierzehn 
Tagen zur ſchriftlichen Begründung der Berufung zu. 

(2) Die Friſt kann auf Antrag angemeſſen verlängert werden. 

(3) Tatſachen, die die Grundlagen einer neuen Beſchuldigung bilden, dürfen im zweiten 
Rechtszuge nicht vorgebracht werden. f 

§ 52. 

(1) Die Berufungsſchrift und die etwa eingereichte Berufungsbegründung werden dem Gegner 
in Abſchrift zugeſtellt oder, wenn der Beamte der Staatsanwaltſchaft Gegner iſt, in Urſchrift 
vorgelegt. d 

(2) Binnen vierzehn Tagen nach der Zuſtellung oder Vorlegung kann der Gegner eine Gegen⸗ 
erklärung einreichen. Die Friſt kann auf Antrag angemeſſen verlängert werden. 


§ 53. 
(1) Nach Ablauf der Friſt des § 52 werden die Akten dem Dienſtſtrafhof überſandt. 
() Für das Verfahren vor dem Dienſtſtrafhofe gelten die Vorſchriften über das Verfahren 
vor der Dienſtſtrafkammer entſprechend. Den Beamten der Staatsanwaltſchaft beſtellt der 
Fachminiſter. 


Dritter Abſchnitt. 
Vorläufige Dienſtenthebung. 
J § 54. ; 

() Beſteht gegen einen Beamten der Verdacht eines Dienſtvergehens, wegen deſſen ſeine Ver⸗ 
urteilung zur Dienſtentlaſſung oder zur Gehaltskürzung gerechtfertigt erſcheint, und hält die 
Einleitungsbehörde es mit den Erforderniſſen des Dienſtes nicht für vereinbar, daß er bis zur Ent⸗ 
ſcheidung im Dienſte verbleibt, ſo kann ſie ihn vorläufig des Dienſtes entheben. Vor dieſer An- 
ordnung ſoll dem Beamten Gelegenheit gegeben werden, ſich zu der gegen ihn erhobenen Beſchuldi⸗ 
gung und zu der in Ausſicht genommenen vorläufigen Enthebung vom Dienſte zu äußern. 

(2) Die vorläufige Dienſtenthebung (Abf. 1) tft nur zuläſſig 

1. wenn das förmliche Dienſtſtrafverfahren gleichzeitig eingeleitet wird oder bereits ein⸗ 
geleitet worden iſt oder 

2. wenn gegen den Beamten in einem ſtrafgerichtlichen Verfahren ein Haftbefehl erlaſſen 
worden iſt oder f 5 8 

3. wenn gegen den Beamten eine ſtrafgerichtliche Unterſuchung wegen einer Straftat eröffnet 
worden iſt, die vorausſichtlich den Verluſt des Amtes kraft des ſtrafgerichtlichen Urteils 
oder die Dienſtentlaſſung im anſchließenden Dienſtſtrafverfahren zur Folge hat. 


§ 55. 

(J) Die Einleitungsbehörde kann anordnen, daß vom Ablauf des Monats an, in dem ſie es 
anordnet. ein Teil des Dienſteinkommens, das dem vorläufig des Dienſtes enthobenen Beamten 
zuſteht, vorläufig einzubehalten iſt. Dieſe Anordnung iſt nur zuläſſig 
a 1. wenn der Beamte eines Dienſtvergehens dringend verdächtig iſt, das ſeine Verurteilung 

zur Dienſtentlaſſung rechtfertigen würde, oder g 
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2. wenn gegen den Beamten ein noch nicht rechtskräftig gewordenes ſtrafgerichtliches Urteil 

erlaſſen ift, das den Verluſt des Amtes ausſpricht oder kraft Geſetzes nach ſich zieht, oder 

3. wenn im Dienſtſtrafverfahren eine noch nicht rechtskräftige Entſcheidung ergangen iſt, die 

auf Dienſtentlaſſung lautet. 

(2) Mehr als die Hälfte des Dienſteinkommens darf nicht einbehalten werden. Wird mehr 
als ein Viertel einbehalten oder ergeht die Anordnung auf Grund des Ahſ. 1 Nr. 1 1, ſo kann der 
Beamte die Entſcheidung der Dienſt mmer beantragen; die Entſcheidung iſt unanfechtbar. 
Wird die Entſcheidun ung de fſtſtrafkammer nur deshalb angerufen, weil mehr als ein Viertel 
des Dien mens einbehalten ift, fo kann die Einleitungsbehörde die Einbehaltung ſoweit 

7 in Viertel einbehalten wird. 

(3) Im Falle des Abſ. 1 Nr. 3 kann das Dienſteinkommen nur inſoweit einbehalten werden, 
als ſein verbleibender Teil nicht hinter der Unterſtützung zurückbleibt, die das noch nicht rechtskräftige 
Urteil dem Beamten gemäß § 13 bewilligt. 


§ 56. 

(1) Die vorläufige Dienſtenthebung und die Anordnung nach § 55 enden, wenn fie nicht 
vorher aufgehoben werden, 

1. mit der rechtskräftigen Erledigung des Dienſtſtrafverfahrens, 

2. mit der Rechtskraft des ſtrafgerichtlichen Urteils, das den Verluſt des Amtes zur Folge hat. 

(2) Die vorläufige Dienſtenthebung endet ferner, wenn der Angeſchuldigte zwar vom Straf⸗ 
gericht verurteilt wird, aber nicht ſein Amt durch das Urteil verliert, oder wenn er vom Strafgericht 
freigeſprochen oder außer Verfolgung geſetzt oder das Strafverfahren endgültig oder vorläufig ein⸗ 
geſtellt wird, einen Monat nach der Rechtskraft der Entſcheidung, es ſei denn, daß noch ein 
förmliches Dienſtſtrafverfahren ſchwebt oder vor Ablauf des Monats eingeleitet wird. 

(3) Die Anordnung nach § 55 endet ferner einen Monat nach der Rechtskraft einer Ent⸗ 
ſcheidung der im Abſ. 2 bezeichneten Art, es ſei denn, daß eine noch nicht rechtskräftige Entſcheidung 
auf Dienſtentlaſſung ergangen iſt oder vor Ablauf des Monats die Anordnung nach § 55 Abſ. 1 
Nr. 1 beſtätigt wird. e 

§ 57. 

(J) Wird der Beamte im Dienſtſtrafverfahren rechtskräftig freigeſprochen oder wird das 
Dienſtſtrafverfahren eingeſtellt, ſo wird dem Beamten der einbehaltene Teil ſeines Dienſt⸗ 
einkommens nachgezahlt. Dasſelbe gilt, wenn die Anordnung nach $ 55 infolge einer Entſcheidung 
nach § 56 Abſ. 3 endet. 

(2) Wird auf Gehaltskürzung oder eine geringere Dienſtſtrafe erkannt, ſo iſt dem Beamten 
der einbehaltene Betrag nachzuzahlen, ſoweit er nicht nötig iſt, um die baren Auslagen, deren 
Erſtattung dem Beamten auferlegt iſt, und eine Geldbuße zu decken. 

(3) Wird auf Dienſtentlaſſung erkannt oder verliert der Beamte durch ein ſtrafgerichtliches 
Urteil ſein Amt, ſo erliſcht ſein Anſpruch auf den einbehaltenen Teil ſeines Dienſteinkommens. 
Wird eine auf Dienſtentlaſſung lautende Entſcheidung auf Berufung des Beamten nicht oder 
nur wegen der Unterſtützung abgeändert, ſo hat der Beamte Anſpruch auf Dienſteinkommen nur 
bis zu dem gleichen Zeitpunkte, wie wenn er keine Berufung eingelegt hätte; darüber hinaus gezahlte 
Beträge können zurückverlangt werden. 


8 58. 


Die Anordnung nach § 55 iſt auch gegenüber einem Warteſtandsbeamten zuläſſig; jedoch 
ſteht ihm die Beſchwerde ohne die Beſchränkung des § 55 Abſ. 2 Satz 2 zu. 


§ 59. 
Iſt Gefahr im Verzug, ſo kann auch der Dienſtvorgeſetzte, der zur vorläufigen Dienſt⸗ 
enthebung nicht befugt iſt, dem Beamten die Ausübung der Amtsverrichtungen vorläufig unter⸗ 


ſagen; er hat dies aber unverzüglich der zuſtändigen Einleitungsbehörde zu berichten. Kürzung des 


Dienſteinkommens iſt damit nicht verbunden. 
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Vierter Abſchnitt. 
Wiederaufnahme des Verfahrens. 


I. Wiederaufnahme eines durch Entſcheidung des Dienſtſtrafgerichts 
geſchloſſenen Verfahrens. 
7 Zulässigkeit. 
8 60. j 

Ein durch rechtskräftige Entſcheidung eines Dienſtſtrafgerichts geſchloſſenes Verfahren kann 

wiederaufgenommen werden: 

1. wenn Tatſachen oder Beweismittel beigebracht werden, die der entſcheidenden Stelle bei 
Erlaß der Entſcheidung nicht bekannt geweſen und in einem früheren Wiederaufnahme⸗ 
verfahren nicht ſchon vorgebracht worden ſind und die allein oder in Verbindung mit 
den früher erhobenen Beweiſen die Dienſtentlaſſung, die Strafloſigkeit oder eine geringere 
Strafe zu begründen geeignet wären; 

2. wenn die Entſcheidung auf dem Inhalt einer fälſchlich angefertigten oder verfälſchten 
Urkunde oder auf einem Zeugnis oder Gutachten beruht, das vorſätzlich oder fahrläſſig 
falſch abgegeben worden iſt; 

3. wenn ein gerichtliches Urteil, auf das die Entſcheidung gegründet iſt, durch ein anderes 
rechtskräftig gewordenes Urteil aufgehoben vorden ift; 

4. wenn der Angeſchuldigte ein glaubhaftes Geſtändnis einer Handlung ablegt, die ihm als 
Dienſtvergehen vorgeworfen aber nicht feſtgeſtellt worden iſt; 

5. wenn die Entſcheidung eine Strafe verhängt hat, die nach Art oder Höhe geſetzlich nicht 
verhängt werden konnte; N 

6. wenn ein Dienſtſtrafrichter oder Vorgeſetzter, der bei der Entſcheidung mitgewirkt hat, ſich 
in der Sache einer ſtrafbaren Verletzung ſeiner Amtspflicht ſchuldig gemacht hat; 

7. wenn bei der Entſcheidung des Dienſtſtrafhofs ein Mitglied mitgewirkt hat, das von der 
Ausübung des Richteramts kraft Geſetzes ausgeſchloſſen war, es ſei denn, daß die Gründe 
für einen geſetzlichen Ausſchluß bereits erfolglos geltend gemacht worden waren. 


§ 61. 

(1) Wegen einer ſtrafbaren Handlung darf, abgeſehen vom Falle des § 60 Nr. 1, das Ver⸗ 
fahren nur dann wiederaufgenommen werden, wenn wegen der ſtrafbaren Handlung eine rechts⸗ 
kräftige Verurteilung ergangen iſt oder ein ſtrafgerichtliches Verfahren aus anderen Gründen als 
wegen Mangels an Beweiſen nicht eingeleitet oder nicht durchgeführt werden kann. 

(2) Ergibt ſich im Falle des § 60 Nr. 1 der Verdacht einer ſtrafbaren Handlung, jo kann die 
Stelle, die über die Zuläſſigkeit der Wiederaufnahme zu entſcheiden hat, die Entſcheidung bis zur 
Erledigung eines wegen der Handlung einzuleitenden ſtrafgerichtlichen Verfahrens ausſetzen. 


§ 62. 

Das Verfahren kann nicht wiederaufgenommen werden, wenn der Verurteilte inzwiſchen 
durch ein ſtrafgerichtliches Urteil ſein Amt verloren hat oder es verloren hätte, falls er noch im 
Dienſte geweſen wäre. 

§ 63. 

Das Verfahren kann nicht zu dem Zwecke wiederaufgenommen werden, daß eine Warnung, 
ein Verweis oder eine Geldbuße durch eine andere dieſer drei Strafarten erſetzt, die Höhe einer 
Geldbuße oder die Entſcheidung über die Koſten geändert oder eine Entſcheidung über eine Unter⸗ 
ſtützung nach § 13 getroffen oder geändert wird. pr a Ida 


Antrag. 
§ 64. 


(1) Ein Dienſtſtrafverfahren wird nur auf Antrag wiederaufgenommen. Antrags⸗ 
berechtigt ſind: 
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1. der Verurteilte und ſein geſetzlicher Vertreter, nach ſeinem Tode ſein Ehegatte, ſeine Ver⸗ 
wandten auf- und abſteigender Linie und ſeine Geſchwiſter; 
2. der Fachminiſter. 
(2) Der Antrag iſt ſchriftlich einzureichen. Er muß den geſetzlichen Grund der Wieder⸗ 
aufnahme und die Beweismittel bezeichnen. 
(3) Iſt ein 119 dem Beamtenverhältnis ausgeſchieden, ſo Nann das Verfahren zu 
feinen Ungunſten nicht wilderaufgenommen werden. 


§ 65. 
Der Antrag hemmt nicht die Vollſtreckung der Strafe. Die Stelle, die über die Zuläſſigkeit 
der Wiederaufnahme zu entſcheiden hat, kann jedoch einen Aufſchub oder eine Unterbrechung der 
Vollſtreckung anordnen. 


Verfahren. 
§ 66. 
Über die Zulaſſung des Antrags entſcheidet das Gericht, deſſen Entſcheidung angefochten wird. 


§ 67. 

(1) Sit der Antrag nicht in der vorgeſchriebenen Form angebracht oder darin kein geſetzlicher 
Grund der Wiederaufnahme geltend gemacht oder kein geeignetes Beweismittel angeführt, ſo iſt der 
Antrag als unzuläſſig zu verwerfen. 

(2) Anderenfalls iſt er dem Gegner des Antragſtellers zuzuſtellen und ihm eine Friſt zur 
Erklärung zu beſtimmen. 

(3) Gegner des Antragſtellers iſt im Falle des § 64 Abf. 1 Nr. 1 die Einleitungsbehörde. 


§ 68. 

Wird der Antrag zugelaſſen, ſo nimmt der Vorſitzende oder ein von ihm beauftragtes 
Mitglied des Dienſtſtrafgerichts die erforderlichen Ermittlungen vor, um den Sachverhalt aufzu⸗ 
klären. Dabei gelten dieſelben Vorſchriften wie für die Vorunterſuchung. Den Beamten der 
Staatsanwaltſchaft ernennt die Einleitungsbehörde, für das Verfahren vor dem Dienſtſtrafhofe der 
Fachminiſter. N 

8 § 69. N 

Der Antrag iſt ohne mündliche Verhandlung als unbegründet zurückzuweiſen, wenn die darin 
aufgeſtellten Behauptungen nicht genügend bewieſen werden oder wenn in den Fällen des § 60 
Nr. 2 die Urkunde oder Ausſage nach Lage der Sache die Entſcheidung nicht beeinflußt hat. 


8 70. 

Wird die Wiederaufnahme angeordnet, ſo iſt für das wiederaufgenommene Verfahren das 
Dienſtſtrafgericht zuſtändig, das in dem früheren Verfahren im erſten Rechtszug entſchieden hat. 
Im Falle des § 60 Nr. 7 iſt der Dienſtſtrafhof zuſtändig. a 


§ 71. 

(1) Das nach 8 70 zuſtändige Dienſtſtrafgericht kann auf Antrag des Beamten der Staats⸗ 
anwaltſchaft, ohne die mündliche Verhandlung zu erneuern, auf Aufhebung der früheren Ent⸗ 
ſcheidung und Freiſprechung erkennen, wenn der Sachverhalt genügend geklärt iſt. EHE 

(2) Erſcheint dies nicht angebracht, fo iſt die Sache zur mündlichen Verhandlung zu bringen. 
Für das Verfahren in der mündlichen Verhandlung gelten die SS 42 bis 48. 


§ 72. 
() In der mündlichen Verhandlung iſt entweder die frühere Entſcheidung aufrechtzuerhalten 
oder dieſe aufzuheben und anders in der Sache zu erkennen. 
(2) Iſt die Wiederaufnahme nur zugunſten des Verurteilten beantragt worden, ſo darf keine 
härtere Strafe als in der früheren Entſcheidung verhängt werden. f 
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§ 73. 

() Der Beſchluß der Dienſtſtrafkammer, durch den ein Antrag auf Wiederaufnahme des 
Verfahrens als unzuläſſig verworfen oder als unbegründet zurückgewieſen wird, kann binnen zwei 
Wochen nach Zuſtellung mit Beſchwerde angefochten werden. Über ſie entſcheidet der Dienſtſtrafhof 
durch Beſchluß. 

(2) Die von der Dienſtſtrafkammer gemäß 8 71 Abf. 1, § 72 erlaſſene Entſcheidung kann mit 
der Berufung angefochten werden. 

§ 74 

Ein Dienſtſtrafrichter, der bei einer durch einen Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens 
angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt hat, iſt von der Mitwirkung bei Entſcheidungen im Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren kraft Geſetzes ausgeſchloſſen. 


H. Wiederaufnahme eines nichtförmlichen Dienſtſtraf verfahrens. 
§ 75. 
Beantragt ein Beamter aus den im § 60 Nr. 1 bis 6 bezeichneten Gründen die Aufhebung 
einer von einem Dienſtvorgeſetzten verhängten Ordnungsſtrafe und wird dieſer Antrag abgelehnt, 
fo gilt 8 18 Abſ. 2 entſprechend. 


III. Entſchädigung unſchuldig Verurteilter. 
8 § 76. 

() Wird im Wiederaufnahmeverfahren ein zur Dienſtentlaſſung verurteilter Beamter frei⸗ 
geſprochen oder wird er mit einer geringeren Dienſtſtrafe belegt und hat das Wiederaufnahme⸗ 
verfahren ergeben, daß er unſchuldig oder ſeine Schuld ſo gering iſt, daß die Dienſtentlaſſung un⸗ 
gerechtfertigt war, ſo erhält er von der Rechtskraft der aufgehobenen Entſcheidung oder der früheren 
Einbehaltung ſeines Dienſteinkommens ab die Bezüge, die er erhalten hätte, wenn er nicht zur 
Dienſtentlaſſung verurteilt worden wäre. Dasſelbe gilt, wenn das Wiederaufnahmeverfahren dar⸗ 
getan hat, daß ein begründeter Verdacht eines Tatbeſtandes nicht mehr vorliegt, der die Dienſt⸗ 
entlaſſung rechtfertigen würde. 

(2) Der Beamte hat bis zu ſeiner Wiederanſtellung die rechtliche Stellung eines Warteſtands⸗ 
beamten. Seine Bezüge richten ſich jedoch nach Abſ. 1; ſeine ruhegehaltsfähige Dienſtzeit wird ſo 
berechnet, wie wenn er nicht zur Dienſtentlaſſung verurteilt worden wäre. Auf ſeinen Antrag 
kann er in den Ruheſtand verſetzt werden. Der Antrag kann nur binnen ſechs Monaten ſeit dem 
Tage geſtellt werden, an dem das Urteil im Wiederaufnahmeverfahren rechtskräftig geworden iſt. 


EEK 
Für weiteren Schaden können der Beamte oder die ihm gegenüber kraft Geſetzes unterhalts⸗ 
berechtigten Perſonen unter entſprechender Anwendung des Geſetzes, betreffend die Entſchädigung 
der im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen, vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. 
S. 345) Entſchädigung von der Anſtellungsbehörde verlangen. Gegenſtand des zu leiſtenden Erſatzes 
iſt der dem Beamten oder durch Entziehung des Unterhalts den unterhaltsberechtigten Perſonen 
entſtandene Vermögensſchaden, ſoweit er nicht ſchon nach § 76 erſetzt wird. 


§ 78. d 

(1) Das im Wiederaufnahmeverfahren erkennende Gericht entſcheidet durch Beſchluß darüber, 
ob die Vorausſetzungen des § 76 gegeben find, von Amts wegen und darüber, ob eine Verpflichtung 
der Anſtellungsbehörde nach § 77 beſteht, auf Antrag. Dieſer kann nur bis zur Verkündung des 
Urteils, im Falle des § 71 Abſ. 1 nur binnen zwei Wochen nach Rechtskraft des Urteils geſtellt 
werden; unterhaltsberechtigte Perſonen, die nicht rechtzeitig von dem Verfahren Kenntnis erlangt 
haben, können den Antrag binnen zwei Wochen ſeit dem Zeitpunkte ſtellen, in dem ſie die Kenntnis 
erlangt haben. 6 

(2) Die Entſcheidungen nach Abſ. 1 find endgültig. 


, 
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(3) Der Anſpruch auf Entſchädigung iſt bei Vermeidung ſeines Verluſtes binnen drei 
Monaten nach Zuſtellung des Beſchluſſes (Abſ. 1) zu verfolgen. Die Entſcheidung über den Anſpruch 
iſt dem Berechtigten zuzuſtellen. 

8 79. 

(1) Wird ein ſtrafgerichtliches Urteil gegen einen Beamten, durch das er ſein Amt verloren 
hat, im Wiederaufnahmeverfahren durch ein Urteil erſetzt, das den Amtsverluſt nicht zur Folge hat, 
und iſt dem Verurteilten ein Anſpruch auf Entſchädigung nach $ 4 des Geſetzes vom 20. Mai 1898 
(Reichsgeſetzbl. S. 345) zuerkannt worden, ſo erhält er von der Rechtskraft des aufgehobenen Urteils 
ab die Bezüge, die er erhalten hätte, wenn das aufgehobene Urteil dem neuen entſprochen hätte. 
8 76 Abſ. 2 gilt entſprechend. 

(2) Hätte der in dem neuen Urteile feſtgeſtellte Tatbeſtand die Dienſtentlaſſung oder, falls 
zuläſſig, die Kündigung gerechtfertigt, ſo erhält der Verurteilte nur die Bezüge bis zu dem Zeit⸗ 

Ü punkte, zu dem vorausſichtlich die Dienſtentlaſſung oder die Kündigung ausgeſprochen worden wäre. 
“ Die Frage, ob und zu welchem Zeitpunkte der in dem neuen Urteile feſtgeſtellte Tatbeſtand die Dienſt⸗ 
entlaſſung oder die Kündigung gerechtfertigt hätte, entſcheidet der Fachminiſter. Der Betroffene 
kann, falls er nicht auf Widerruf oder Kündigung angeſtellt war, binnen einem Monat nach Zu⸗ 
ſtellung der Entſcheidung beantragen, daß im förmlichen Dienſtſtrafverfahren entſchieden wird, ob 

die Dienſtentlaſſung gerechtfertigt geweſen wäre; dem Antrage muß entſprochen werden. 


§ 80. 

St in den Fällen des § 76 oder des § 79 das frühere Urteil aus Gründen aufgehoben 
worden, die zur Verſetzung des Verurteilten in den Ruheſtand wegen Dienſtunfähigkeit (§ 108) 
geführt hätten, fo iſt bei Berechnung der Bezüge nach § 76 oder S 79 davon auszugehen, daß der 
Verurteilte mit dem Ablaufe des Vierteljahrs, das auf den Monat der Rechtskraft des früheren 
Urteils folgte, in den Ruheſtand verſetzt worden wäre. Ob die Verſetzung in den Ruheſtand gerecht⸗ 
fertigt geweſen wäre, entfcheidet der Fachminiſter. § 110 Abſ. 2 gilt entſprechend. 


§ 81. 
Auf die Bezüge, die der Verurteilte nach § 76, § 79 oder 8 80 zu erhalten hat, muß er ſich 
anderes Arbeitseinkommen anrechnen laſſen; er iſt zur Auskunft darüber verpflichtet. 


m Ä 
A m Fünfter Abſchnitt. 
. „ * 16080 Beſondere Beſtimmungen für die Beamten der Juſtizverwaltung. 
mM: | 8 82. | 


Für die nichtrichterlichen Beamten der Juſtizverwaltung gelten die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
mit den Abweichungen der SS 83 bis 89. 
: § 83. 


Der Juſtizminiſter kann gegen alle Beamten Ordnungsſtrafen jeder Art (88 10, 17) verhängen. 


§ 84. 
Gegen die Beamten bei den ordentlichen Gerichten und den Arbeitsgerichtsbehörden können 
verhängen: 
1. der Oberlandesgerichtspräſident Warnungen, Verweiſe und Geldbuße bis zu neunzig 
Reichsmark; 
2. der Landgerichtspräſident Warnungen, Verweiſe und Geldbuße bis zu dreißig Reichsmark; 
3. der aufſichtführende Amtsrichter und der aufſichtführende Arbeitsgerichtsvorſitzende War⸗ 
nungen, Verweiſe und Geldbuße bis zu neun Reichsmark. 


§ 85. 
() Der Leiter der Staatsanwaltſchaft bei einem Oberlandesgerichte kann gegen alle Beamten 
der Staatsanwaltſchaft im Bezirk des Oberlandesgerichts Warnungen und Verweiſe, gegen die 
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nicht dem höheren Dienſte angehörenden Beamten auch Geldbuße bis zu neunzig Reichsmark 
verhängen. 

(2) Gegen die Beamten des Polizei⸗ und Sicherheitsdienſtes, die Hilfsbeamte der Staats⸗ 
anwaltſchaft ſind und ihr Amt nicht als Ehrenamt verſehen, kann er Warnungen, Verweiſe und 
Geldbuße bis zu dreißig Reichsmark verhängen. 


§ 86. 

(1) Der Leiter der Staatsanwaltſchaft bei einem Landgerichte kann gegen alle Beamten der 
Staatsanwaltſchaft im Bezirk des Landgerichts Warnungen, gegen die nicht dem höheren Dienſte 
angehörenden Beamten auch Verweiſe und Geldbuße bis zu dreißig Reichsmark verhängen. 

(2) Den im Bezirk des Landgerichts zu Hilfsbeamten der Staatsanwaltſchaft beſtellten 
Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienſtes, die ihr Amt nicht als Ehrenamt verſehen, kann er 
Warnungen erteilen. 

§ 87. 

Der Leiter der Amtsanwaltſchaft kann gegen die Beamten des Büro- und unteren Dienſtes 
bei der Amtsanwaltſchaft Warnungen und Verweiſe, der Staatsanwalt als Leiter der Amtsanwalt⸗ 
ſchaft auch Geldbuße bis zu neun Reichsmark verhängen. 


§ 88. 

(1) Der Präſident des Strafvollzugsamts kann gegen alle ihm unterſtellten Beamten War⸗ 
nungen und Verweiſe, gegen die Beamten, die nicht unter § 23 Abſatz 1 Buchſtabe a fallen, auch 
Geldbuße bis zu neunzig Reichsmark verhängen. 

(2) Der Vorſteher der Gefangenanſtalt kann gegen die ihm unterſtellten Beamten, ſoweit 
ſie nicht unter § 23 Abſatz 1 Buchſtabe a fallen, Warnungen, Verweiſe und Geldbuße bis zu 
neun Reichsmark verhängen. 

§ 89. 

(1) Die Dienſtſtrafkammer wird beim Oberlandesgericht für den Umfang ſeines Bezirkes 
gebildet. Die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer find nach Maßgabe des § 30 aus den zum Bereich 
der Juſtizverwaltung gehörigen Beamten zu ernennen. 

(2) Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden von der Staatsanwaltſchaft beim 
Oberlandesgericht, ſoweit jedoch das Verfahren beim Dienſtſtrafhof anhängig iſt, von der Staats⸗ 
anwaltſchaft beim Kammergericht wahrgenommen. 


Sechſter Abſchnitt. 


Beſondere Beſtimmungen für die Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände und der 
Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 
§ 90. 


Für die Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände gelten die Vorſchriften dieſes Geſetzes 
mit den Maßgaben, die ſich aus den SS 91 bis 100 ergeben. 


Nichtförmliches Verfahren. 
§ 91. 
Zur Verhängung von Warnungen, Verweiſen und Geldbußen bis neun Reichsmark 
ſind befugt: 

a) der Bürgermeiſter einer kreisangehörigen Stadt und eines Amtes ſowie der Gemeinde⸗ 
vorſteher gegenüber den Beamten der Gemeinden oder des Amtes mit Ausnahme der 
im $ 93 Buchſtabe a erwähnten Beamten, der Amtsvorſteher gegenüber den Beamten 
des Amtsbezirkes; 

p) der Vorſteher einer Provinzialanſtalt, dem die ſtändige Vertretung des Landeshauptmanns 
(Landesdirektors) übertragen iſt, gegenüber den ihm unterſtellten Anſtaltsbeamten. 
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§ 92. 

Zur Verhängung von Warnungen, Verweiſen und Geldbußen bis zur Höhe des halben 
monatlichen Dienſteinkommens, gegen unbeſoldete Beamte bis zur Höhe von einhundert Reichsmark 
ſind befugt: 

a) der Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter) einer kreisfreien Stadt gegenüber allen ſtädtiſchen 

Beamten mit Ausnahme der im § 93 Buchſtabe a erwähnten Beamten; 

b) der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes gegenüber dem Amtsvorſteher und den 
Beamten des Kreiſes mit Ausnahme der Mitglieder des Kreisausſchuſſes und der Kreis⸗ 
deputierten; 

e) der Landeshauptmann gegenüber den Beamten der Provinz mit Ausnahme der Mitglieder 
des Provinzialausſchuſſes, der Mitglieder des Landesdirektoriums und der Landesräte; 

d) der Verbandsdirektor des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk gegenüber den Beamten 
des Verbandes mit Ausnahme der Mitglieder des Verbandsausſchuſſes und der Bei⸗ 
geordueten. 

§ 93. 

Zur Verhängung von Warnungen und Verweiſen ſind befugt: 

a) der Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter) der Stadt gegenüber Mitgliedern des Magiſtrats, 
Stadträten und Beigeordneten, der Bürgermeiſter des Amtes gegenüber Amtsbeigeord⸗ 
neten, der Gemeindevorſteher gegenüber Gemeindeſchöffen; 

b) der Landeshauptmann gegenüber Mitgliedern des Landesdirektoriums und Landesräten; 

e) der Verbandsdirektor des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk gegenüber den Bei⸗ 
geordneten; 

d) die gemäß Buchſtaben a und b zur Verhängung von Warnungen und Verweilen befugten 
gemeindlichen Beamten gegenüber Mitgliedern gemeindlicher Verwaltungsdeputationen 
(Provinzial⸗, Bezirkskommiſſionen und Kkommiſſaren). 


§ 9. 

(1) Gegen den Strafbeſcheid in den Fällen des § 91 Buchſtabe a, des $ 92 und des § 93 findet 
binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde ſtatt. Gegen den 
Strafbeſcheid im Falle des § 91 Buchſtabe b findet binnen zwei Wochen zunächſt die Beſchwerde an 
den Landeshauptmann, gegen deſſen Entſcheidung binnen gleicher Friſt die weitere Beſchwerde an 
die Aufſichtsbehörde ſtatt. 

(2) Gegen den Beſcheid der Aufſichtsbehörde ſteht binnen einem Monat nach der Zuſtellung 
dem Beamten und der Behörde, die den Strafbeſcheid erlaſſen hat, der Antrag auf Entſcheidung 
durch die Dienftjtraffammer zu. Der Antrag iſt bei der Aufſichtsbehörde einzureichen; die Friſt 
wird gewahrt, wenn während ihres Laufes der Antrag bei der Dienſtſtrafkammer angebracht wird. 
Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet endgültig. Die SS 42 bis 48 gelten entſprechend; eine Vor⸗ 
unterſuchung findet nicht ſtatt. 


Förmliches Verfahren. 
§ 95. 

(1) Eines förmlichen Verfahrens bedarf es gegenüber allen Beamten der Gemeinden und 
Gemeindeverbände zur Verhängung der Dienſtentlaſſung und der Gehaltskürzung ſowie zur Feſt⸗ 
ſtellung der Dienſtunfähigkeit. 

(2) Dieſes Verfahren kann von der Aufſichtsbehörde eingeleitet werden. Die gleiche Befugnis 
ſteht dem Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter) einer kreisfreien Stadt gegenüber allen ſtädtiſchen 
Beamten, dem Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes gegenüber allen Beamten des Kreiſes 
mit Ausnahme der Mitglieder des Kreisausſchuſſes und der Kreisdeputierten, dem Landes⸗ 
hauptmanne gegenüber allen Beamten der Provinz mit Ausnahme der Mitglieder des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes ſowie dem Verbandsdirektor des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk gegenüber allen 
Beamten des Verbandes mit Ausnahme der Mitglieder des Verbandsausſchuſſes zu. 
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(3) In dem Verfahren zur Feſtſtellung der Dienſtunfähigkeit iſt der Beamte verpflichtet, 
ſich auf Erfordern des Dienſtſtrafgerichts durch einen beamteten Arzt unterſuchen zu laſſen, 
widrigenfalls die Dienſtunfähigkeit ohne weiteres als erwieſen angeſehen werden kann. 


§ 96. 


(1) Eines förmlichen Verfahrens bedarf es gegenüber Landeshauptleuten, dem Verbands⸗ 
direktor des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk, Bürgermeiſtern (Oberbürgermeiſtern) der Städte 
und Amter ſowie Kreisdeputierten, gegenüber letzteren auch wegen ſolcher Dienſtvergehen, die in 
eine Zeit fallen, in der ſie den Landrat nicht vertreten, und Gemeindevorſtehern (Gutsvorſtehern) 
zur Verhängung von Ordnungsſtrafen aller Art. Dieſes Verfahren kann nur von der Aufſichts⸗ 
behörde eingeleitet werden. 

(2) Eines förmlichen Verfahrens bedarf es gegenüber Mitgliedern des Magiſtrats, Stadt⸗ 
räten, Beigeordneten, Gemeindeſchöffen, Amtsbeigeordneten, Mitgliedern von gemeindlichen Ver⸗ 
waltungsdeputationen, Mitgliedern des Landesdirektoriums, Landesräten und Beigeordneten des 
Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk zur Verhängung einer Geldbuße. Dieſes Verfahren kann 
von der Aufſichtsbehörde eingeleitet werden. Die gleiche Befugnis jteht dem Bürgermeiſter (Ober⸗ 
bürgermeiſter) einer kreisfreien Stadt gegenüber allen ſtädtiſchen Beamten und dem Landes⸗ 
hauptmanne gegenüber allen Beamten der Provinz mit Ausnahme der Mitglieder des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes und dem Verbandsdirektor gegenüber allen Beamten des Verbandes mit Ausnahme 
der Mitglieder des Verbandsausſchuſſes zu. 

(3) Ferner kann die Aufſichtsbehörde das förmliche Verfahren gegen alle Beamten von 
Gemeinden und Gemeindeverbänden dann einleiten, wenn 

a) die in den SS 91 bis 93 bezeichneten Behörden von der ihnen zuſtehenden Strafbefugnis 

keinen oder nach Anſicht der Aufſichtsbehörde keinen ausreichenden Gebrauch machen, 


b) oder in dem Falle des § 91 das vorgeſehene Strafmaß zu einer angemeſſenen Ahndung 
des Dienſtvergehens nicht ausreicht. 


§ 97. 


Für das förmliche Verfahren gelten die Vorſchriften dieſes Geſetzes mit folgenden Maßgaben: 

a) Dienſtſtrafgerichte des erſten Rechtszugs ſind die nach § 28 und 8 29 zuſtändigen Dienſt⸗ 
ſtrafkammern. An die Stelle des Dienſtſtrafhofs treten die Dienſtſtrafſenate des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts. Dieſe entſcheiden in der Beſetzung mit einem Senatspräſidenten, 
zwei Räten des Oberverwaltungsgerichts und zwei Beiſitzern aus der Beamtenſchaft. 
Für die Beiſitzer aus der Beamtenſchaft gilt $ 39 Abſ. 2 und 3 entſprechend. Im Ver⸗ 
fahren gegen die Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände muß mindeſtens ein 
Beiſitzer des Dienſtſtrafgerichts gemeindlicher Beamter ſein. 

b) Das Dienſtſtrafverfahren kann auf Antrag der Einleitungsbehörde mit Rückſicht auf 
den Ausfall der Vorunterſuchung durch Beſchluß der Dienſtſtrafkammer ohne mündliche 
Verhandlung eingeſtellt werden; bei Einſtellung eines mit dem Ziele auf Dienſtentlaſſung 
oder Gehaltskürzung eingeleiteten Dienſtſtrafverfahrens kann die Dienſtſtrafkammer 
geeignetenfalls eine Ordnungsſtrafe verhängen. Wird eine Ordnungsſtrafe verhängt, 
ſo kann der Beamte binnen einem Monat nach der Zuſtellung mündliche Verhandlung 
vor der Dienſtſtrafkammer beantragen. 

e) Wird im Wiederaufnahmeverfahren ein zur Dienſtentlaſſung verurteilter Beamter frei⸗ 
geſprochen oder wird er nur mit einer geringeren Dienſtſtrafe beſtraft, ſo beſchränkt ſich 
die Wirkung des Urteils im Wiederaufnahmeverfahren auf die vermögensrechtlichen 
Anſprüche des Beamten, es ſei denn, daß ſeine Amts⸗ oder Wahlzeit noch nicht abgelaufen 
und die Stelle noch vorhanden und noch nicht neu beſetzt iſt. In den Fällen des § 79 
Abſ. 2 und des § 80 tritt an die Stelle des Fachminiſters die Aufſichtsbehörde. Im 
Falle des § 80 kann der Beamte gegen die Entſcheidung der Aufſichtsbehörde binnen einem 
Monat nach Zuſtellung die Entſcheidung im förmlichen Verfahren beantragen. 
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Mitglieder des Kreisausſchuſſes und des Provinzialausſchuſſes. 
§ 98. N 
Die gewählten Mitglieder des Kreis⸗(Stadt⸗)ausſchuſſes, des Provinzial⸗(Landes⸗)ausſchuſſes 
und des Verbandsausſchuſſes des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk können aus Gründen, 
welche die Dienſtentlaſſung rechtfertigen, im Wege des förmlichen Verfahrens ihres Amtes enthoben 
werden. Die Befugniſſe der Einleitungsbehörde übt die Aufſichtsbehörde aus. 


8 99. 
In den Hohenzolleriſchen Landen tritt an die Stelle des Landeshauptmanns der Vorſitzende 
des Kommunallandtags, an die Stelle des Provinzialausſchuſſes der Landesausſchuß und an die 
Stelle der Provinzialkommiſſionen (kommiſſare) die Landeskommiſſionen (Kommiſſare). 


Beamte von Zweckverbänden und zwiſchengemeindlichen 
Arbeitsgemeinſchaften. 
§ 100. 

() Für die Beamten von Zweckverbänden und zwiſchengemeindlichen Arbeitsgemeinſchaften 
gelten die SS 90 bis 99 entſprechend. Die Beamten von Zweckverbänden gelten als Beamte von 
Landgemeinden, bei Beteiligung von Stadtgemeinden oder Landkreiſen als ſolche von Städten, 
die Beamten zwiſchengemeindlicher Arbeitsgemeinſchaften gelten als Beamte von Städten. 

2) Für die gewählten Mitglieder des Verbandsausſchuſſes eines Zweckverbandes gelten die 
für die gewählten Mitglieder des Kreisausſchuſſes beſtehenden Vorſchriften. 


Beamte der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 
§ 101. 

(1) Im Dienſtſtrafverfahren gegen die Beamten der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes 
entſcheiden die für die unmittelbaren Staatsbeamten zuständigen Dienſtſtrafgerichte. 

(2) Sind nach geſetzlichen oder ſtatutariſchen Vorſchriften der Bezirksausſchuß oder das Ober⸗ 
verwaltungsgericht zur Entſcheidung berufen, ſo treten an die Stelle des Bezirksausſchuſſes die 
nach § 28 und $ 29 zuſtändige Dienſtſtrafkammer, an die Stelle des Oberverwaltungsgerichts die 
im § 97 Buchſtabe a genannten Dienſtſtrafſenate des Oberverwaltungsgerichts; ſoweit im 
Ordnungsſtrafverfahren das Oberverwaltungsgericht zur Entſcheidung berufen iſt, tritt an deſſen 
Stelle die nach § 28 und $ 29 zuſtändige Dienſtſtrafkammer; dieſe entſcheidet endgültig. 


§ 102. 

Sind Beamte einer Körperſchaft des öffentlichen Rechtes unmittelbare Staatsbeamte oder 
Beamte einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes, ſo unterliegen ſie nur den für dieſe 
Beamten geltenden Vorſchriften. 

§ 103. 

Für die Beamten der Orts⸗, Land⸗ und Innungskrankenkaſſen ſowie der Kaſſenverbände 
( 406 der Reichsverſicherungsordnung), denen die Rechte und Pflichten der gemeindlichen Beamten 
(Kommunalbeamten) übertragen ſind, gelten die für die unmittelbaren Staatsbeamten beſtehenden 
Vorſchriften mit folgenden Abweichungen: 

a) Die Befugnis, Ordnungsſtrafen zu verhängen, ſteht bei Kaſſen, die der Aufſicht eines 
ſtaatlichen Verſicherungsamts unterſtellt find, dem Landrat als Vorſitzenden des Kreis⸗ 
ausſchuſſes, bei Kaſſen, die der Aufſicht eines gemeindlichen Verſicherungsamts unterſtellt 
ſind, dem Bürgermeiſter (Gemeindevorſteher) zu. 

b) Der Kaſſenvorſtand iſt befugt, Warnungen und Verweiſe, gegen untere Kaſſenbeamte 
auch Geldſtrafen bis zu neun Reichsmark zu verhängen. Die zuſtändigen Miniſter oder 
die von ihnen ermächtigten Behörden beſtimmen nach Anhörung des Kaſſenvorſtandes, 
wer als unterer Kaſſenbeamter im Sinne dieſer Vorſchrift anzuſehen iſt. 

e) Das förmliche Dienſtſtrafverfahren wird vom Regierungspräſidenten, bei Kaſſen, die der 
Aufſicht des Verſicherungsamts Berlin unterſtehen, vom Oberpräſidenten eingeleitet. 


Preuß. Geſetzſammlung 1932. Nr. 7, ausgegeben am 2. 2. 32. 77 


18 \ Siebenter Abſchnitt. 
Miendere Beſtimmungen über die Entlaſſung von Beamten, die auf Widerruf angeſtellt ſind, der 
S Referendare uſw. 
8 104. 

(1) Beamte, die auf Probe, auf Kündigung oder ſonſt auf Widerruf angeſtellt ſind, können 
ohne ein förmliches Dienſtſtrafverfahren von der Behörde, die ſie angeſtellt hat, entlaſſen werden. 

(e) Im Falle der Kündigung ſteht dem Beamten bis zum Ablauf der Kündigung das volle 
Dienſteinkommen zu. 

§ 105. 

Referendare, die durch eine tadelhafte Führung ſich unwürdig zeigen, weiter im Dienſte 
belaſſen zu werden, oder in ihrer Ausbildung nicht genügend fortſchreiten, kann der Fachminiſter 
nach Anhörung des Leiters der Provinzialbehörde ohne weiteres Verfahren aus dem Dienſte 
entlaſſen. 

8 106. 

Für die Entlaſſung der Supernumerare und der ſonſt zur dienſtlichen Ausbildung bei den 

Behörden beſchäftigten Perſonen gelten die beſonderen Beſtimmungen. 


Achter Abſchnitt. 
Verfügungen aus dienſtlichen Gründen, die nicht Gegenſtand eines Dienſtſtrafverfahrens ſind. 
§ 107. 
Aus dienſtlichen Gründen können folgende Verfügungen getroffen werden, die nicht Gegen⸗ 
ſtand eines Dienſtſtrafverfahrens ſind: 
1. Verſetzung in ein anderes Amt von nicht geringerem Range und planmäßigem Dienſt⸗ 
einkommen mit Vergütung der beſtimmungmäßigen Umzugskoſten. 

Keine Verminderung des Dienſteinkommens iſt es, wenn die Gelegenheit zur Ver⸗ 
waltung von Nebenämtern entzogen wird oder die für die Dienſtunkoſten beſonders aus⸗ 
geſetzten Einnahmen mit dieſen Unkoſten ſelbſt fortfallen. 

2. Einſtweilige Verſetzung in den Ruheſtand. 
3. Endgültige Verſetzung in den Ruheſtand mit Gewährung des geſetzlichen Ruhegehalts 
nach den SS 108 ff. dieſes Geſetzes. 
§ 108. 
Ein Beamter, der durch Blindheit, Taubheit oder ein anderes körperliches Gebrechen oder 
wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten 
dauernd unfähig ift, iſt in den Ruheſtand zu verſetzen. 


§ 109. 

Sucht der Beamte in einem ſolchen Falle ſeine Verſetzung in den Ruheſtand nicht nach, ſo 
wird ihm oder ſeinem nötigenfalls hierzu beſonders zu beſtellenden Kurator von der vorgeſetzten 
Dienſtbehörde unter Angabe des zu gewährenden Ruhegehaltsbetrags und der Gründe der Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand eröffnet, daß der Fall ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand vorliege. 


§ 110. 

(1) Binnen ſechs Wochen nach der Eröffnung (§ 109) kann der Beamte ſeine Einwendungen 
bei der vorgeſetzten Dienſtbehörde anbringen. Iſt dies geſchehen, ſo werden die Verhandlungen 
dem Fachminiſter eingereicht, der, ſofern nicht der Beamte von dem Staatsminiſterium ernannt iſt, 
über die Verſetzung in den Ruheſtand entſcheidet. 

(2) Gegen dieſe Entſcheidung ſteht binnen vier Wochen nach ihrer Zuſtellung dem Beamten 
die Beſchwerde an das Staatsminiſterium zu. 

(3) Der Fachminiſter kann den Beamten, auch wenn er Beſchwerde einlegt, ſofort von der 
weiteren Ausübung des Amtes vorläufig entheben. 

(4) Sit der Beamte vom Staatsminiſterium ernannt, fo entſcheidet das Staatsminiſterium. 
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§ 111. f 
Dem Beamten, deſſen Verſetzung in den Ruheſtand verfügt iſt, wird das volle Gehalt noch 
bis zum Ablauf des Vierteljahrs gezahlt, das auf den Monat folgt, in dem ihm die ſchließliche 
Verfügung über die erfolgte Verſetzung in den Ruheſtand mitgeteilt worden iſt. 


f § 112. 
(1) Hat der Beamte gegen die Eröffnung (§ 109) binnen ſechs Wochen keine Einwendungen 
erhoben, ſo wird ſeine Verſetzung in den Ruheſtand verfügt, als ob er ſie ſelbſt nachgeſucht hätte. 
(2) Das volle Gehalt iſt bis zu dem im § 111 beſtimmten Zeitpunkte zu zahlen. 


§ 113. 

(1) Sit ein Beamter vor dem Zeitpunkte, mit dem er ruhegehaltsberechtigt geworden wäre, 
dienſtunfähig geworden, ſo kann er gegen ſeinen Willen nur in den Formen des förmlichen Dienſt⸗ 
ſtrafverfahrens in den Ruheſtand verſetzt werden. 

(2) Wird jedoch dem Beamten ein Ruhegehalt in Höhe des Betrags bewilligt, der ihm bei 
Eintritt der Ruhegehaltsberechtigung zuſtände, jo kann er nach den SS 108 bis 112 in den Ruheſtand 
verſetzt werden. 

§ 114. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen über einſtweilige und endgültige Verſetzung in den Ruhe⸗ 

ſtand gelten nur für die unmittelbaren Staatsbeamten. 


§ 115. 
(1) Für die mittelbaren Staatsbeamten bleiben die für ihre Verſetzung in den Ruheſtand 
beſtehenden Vorſchriften in Kraft. ö 
(2) Werden jedoch mittelbare Staatsbeamte vor dem Zeitpunkte, mit dem ſie ruhegehalts⸗ 
berechtigt geworden wären, dienſtunfähig, ſo können auch ſie gegen ihren Willen nur in den für 
unmittelbare Staatsbeamte vorgeſchriebenen Formen ($ 113) in den Ruheſtand verſetzt werden 


§ 116. 
Für Univerſitätslehrer gelten die SS 107 bis 115 nicht. 


Neunter Abſchnitt. 5 
Allgemeine und Übergangsbeſtimmungen. 


§ 117. 
Das Geſetz gilt auch für die einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Beamten. 


§ 118. 

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. Unberührt bleibt jedoch 
das Recht der Aufſichtsbehörden, im Aufſichtswege Beſchwerden abzuhelfen oder Beamte zur Er⸗ 
füllung ihrer Pflichten in einzelnen Sachen anzuhalten und dabei alles zu tun, wozu ſie nach den 
beſtehenden Geſetzen ermächtigt ſind. 
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